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Stadt Leonberg )!} 
Bebauungsplan·· 

PI. Ber .. 05. 03 ... 2 

M 1:500 

"Neue Ramtel- I Heilbronner Straße" 

Zur Aufstellung gem. § 2 Abs. 1 BauGD 
beschlossen 

Zur öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 DauGB 
beschlossen 

am 30. 06. 1998 

~. 'Auslegung bekanntgemacht 

Öffentlich ausnclent 
"' "' 

vom 

Als Satzung gern. § I 0 BauGB 
vom Gemeinderat· beschlossen 

bekanntgemacht und in Kraft getreten 

Ausgefertigt: 

20. 07.1998 

Leonbern ·den 
"'' 
~ 

Schultheiß 
Erster Bürgermeister 

Mit lokrafttreten dieses Bebauungsplanes treten alle anderen Vorschrillen . 
außer Kraft, dies gilt insbesondere fL.ir die o.a. Bezugspläne 

Rechtsgrundlage dieses Bebauungsplanes sind: 

Das Baugesetzbuch (BauGB) vom 27.08.1997 (BGßl. I S. 2141) 
Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.1990 (BGBI. I S. 132) 
Die Planzeichenverordnung (PiarizV 90)vom 18.12.1990 (BGBI. I S. 58) 
Die Landesbauordnung ftir Baden-Württemberg (LBO) vom 08.08.1995 (5J. BI. S. 617) 

Leonberg, den I 5.06.1998 



Z E ICHENERKLÄRUNG 
Art der baulichen Nu.lZ.!J.Dg (§ 9 Abs. I Nr. I BaC.GB, §§ 1 - 11 ßauNVO) 

\VA 

.I L.. _ _ M_• _-~ 
1: 

Maß..rler baul ichcn 

0,4 

FH 
Tll 
0 1\: 

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 

Mischgebiet (§ 6 UauNVO) 

... 
Eingeschränktes Gewerbegebiet 
(~ 8 BauNVO i. V. mit § 1 Abs. 4 ßauNVO) 

Hz.ung (§ 9 Abs. I Nr. I UauGB, § l 6 ßauNVO) 

Grundflächenzahl (§ 19 ß auNVO) 

Geschoßflächenzahl (§ 20 ßauNVO) • 

l:J.Q~Jla.ulicllec Anlagen_(libA)(§ 16 und 18 ßauNVO) 

Firsthöhe als Höchstmaß 
Trau01öhe als Höchstmaß 
Dachoberkante (ohne Attika) als Höchstmaß 

ßauwcisc (§ 9 Abs. I Nr. 2 BauGß, § 22 BauNVO) 

0 

a 

Ofrenc Bauweise: Zulässig sind Einzelhäuser, Doppelhäu­
ser und Hausgruppen m it einer L änge von höchstens 
50 m. 
Abweichende Ball weise: OOcne Bauweise ohne 
Beschränkung der GesamtHingc. 

Baugebiet l lbA 

Grund fl ächenzahl Geschoßflächenzahl 

Bauweise Dach I D achneigung 

' -
Ubcr.b..aubßrc und nich.Utbcr.b..a.ubar.e_Gnllliistllcks11acueo.ßaugrenze.n 

( § 9 Abs. I Nr. 2 ßauGB, * 23 Bau VO ) 

~~nicht überbaubare Grundstucksflächen 
_ . - -~- überbaubare Grundstücksflachen 

•-- • Baugrenze 
'-------' 

SicllJ.1ng (lcr b;wli.ct.L~ (§ 9 Abs. I Nr. 2 BauGß) 

firstrichlung dcs'J lauptbaukorpcrs 

· Y.cikchrst1'lch.cn mwicßrk$ili[stlächm bcsondca.:r..Z wc.ckbcst i ll1llHIDg 
( § 9 Abs. 1 Nr I I und Abs. 6 BauGB) 



--- . 

Straßenfläche 

Gehwegfläche bzw. Geh- und Radwegfläche 

oflentl. Parkplätze 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
- Mischverkehrsfläche 

Grünanlage als Bestandteil von Vcrkchrs<}.tllagcn i. S. von 
§ 127 Abs. 2 Nr. 4 ßauGB 

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt zur Verkehrsfläche 

~~cltlenzu belastende..flfu;llen 
(§ 9 Abs. 1 Nr, 2 I und Abs. 6 BauGß) 

O ·U S O G. 
LR . 

n n rnn a Leitungsrecht zugunsten der Stadt und der 
Versorgungsunternehmen 

!~laozgchotc und Pflanzbindungen ( § 9 Abs. I Nr. 25 ßauGO ) 

Anpflanzen von Bäumen 

Pflanzgebot flir flächenhatte Anpflanzungen 

PJlanzbimiu.nge!1 ( ~ 9 Abs. I Nr. 2Sb ßauGO ) 

•••••••• • • • pfb • 
•••••••• 

Pflanzbindung fiir Einzelbäume 

Pflanzbindung fli r flächenhafte Anpflanzungen 

GLc.tv~des räum lieben G.citL.UJgs.b~chcs des Bebauungspl.a nc:s._(§ 9 Abs. 7 ßauGU) 

---· Grenze des räumlichen Gcllungsbercich des Bebauungs­
planes 

Ahgnmnmgen uot crs.c.hkd Ii eher Nu~n 

• • • • • 
X X X X )( 

( § I Abs. I und 2 ßmrGß, ~ 16 Abs. 5 BauNVO) 

Abgrenzungen unterschiedlicher Festsetzungen des Maßes 
der baulichen Nutzung 

1\bgrenzungen unterschiedlicl~er festsetzungen der Höhe 
baulicher Anlagen 



Sill!s.tige Eestse.tzun~ ( Bauordnungsrechtliche Pestsetzungen) 

SD Satteldach 
FO Flachdach 
PD Pultdach 
DN Dachneigung 
ZD Zeltdach 

TEXTLICHE ,FESTS_ETZUNGEN 

- Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden in Ergänzung der Eintragungen im 
Lageplan folgende Festsetzungen getrotfen: · 

1. : PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN( ßauGß und BauNVO) 

-1. A•·t der baulichen Nutzung ( 9 Abs_ I Nr. I BauGB, *§ 1 - 15 BauNVO) 

I ~ I ÄUgemeines \Vohngehiet ( W A) ( ~ 4 BauNVO ) 
· ln dem festgesetzten Allgemeinen Wohngebiet sind die Nutzungen nach § 4 Abs." 

2 Nr. I - 3. BauNVO zugelassen. -
Die alsAusnahmen vorgesehenen Nutzungen nach§ 4 Abs. 3 Nr. I - 5 BauNYO 
sind nicht Bestandteil des Bebauungsplans und somit nicht zulässig: (§ I Abs. 6 
Nr. I_ BauNVO) · 

1.2 . Mischgebiet ( MI ) (' § 6_BauNVO ) _ . 
In den testgesetzten Mischgebieten sind die Nutzungen nach§ 6Abs. 2 Nr. I - 5 
BauNYO-zugelassen. 
Die nach § 6 Abs. 2 Nr. 6 - 8 BauNYO allgemein zugelassenen Nutzungen sind 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig_ ( § I Abs_ 5 
BauNVO) 

·Die nach § 6 Abs. 3 BauNYO ausnahmsweise vorgesehenen Nutzungen sind 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig. (§ I Abs. 6 
BauNVO) 

1.3 Eingcschriinktes Gewerbegebiet ( GEE) 
( § 8 BauNYO i. V. mit§ I Abs. 4 BauNVO) 
In den testgesetzten eingeschränkten Gewerbegebieten sind Gewerbebetriebe im 
Sinne von § 8 Abs. 2 Nr. I und 2 BauNYO mit folgenden Einschränkungen 
zugelassen: 

a) 

b) 

Die Gewerbebetriebe sowie gewerbliche und sonstige Anlagendürfen das 
Wohnen nicht wesentlich stören. ( ~ I Abs. 4 Nr. 2 BauNVO) 
Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 3 und 4 BauNYO allgemein zugelassenen Nut­
zungen sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht 
zulässig.(§ 1 Abs. 5 BauNVO) 

Die nach § 8 Abs. 3 Nr. I und 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen sind allgemein zulässig. ( § l Ahs. 6 Nr. 2 ßauNYO ) 
Dienach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNYO ausnahmsweise zulässige Nutzung ist 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und somit nicht zulässig. ( § I 
Abs. 6 Nr. 1 BauNYO) . 



2. Maß de•· baulichen Nutzung(§ 9 Abs. I Nr. I BauGB, ** 16-21 a BauNVO) 
Entsprechend dem Planeinschrieb in der Nutzungsschablone. 

2.1 Grundfliichenzahl, Grundfläche ( § I 9 BauNVO) 
·(siehe Eintrag in der Nutzungsschablone) 

Ausnahme: Eine weitere Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl 
nach§ 19 Abs. 4 BauNVO um 0,1 durch Garagen und Stellplätze 
mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des§ 14 BauNVO 
und baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch 
die das Baugnmdstück lediglich unterbaut wird~ kann im Misch­
gebiet (MI) und eingeschränkten Gewerbegebiet (GEE) zugelas­
sen werden, wenn die Überschreitung durch notwendige Garagen,· 
die unterhalb der Geländeoberfläche hergestellt werden, bedingt 
ist und die Garagen mit Erdmaterial eingedeckt werden, so daß 
die Auswirkungen auf die natürliche Funktion des Bodens gemin­
dert sind ( § I 9 Abs. 4 BauNVO). 

2.2 Geschoßfllichenzahl, Geschoßfläche ( § 20 BauNVO ) 
(siehe Eintrag in der Nutzungsschablone) 

2.2.1 Bei der Ermittlung der Geschoßfläche sind die Flächen von Aufenthaltsräumen in 
andaren Geschossen (Untergeschosse und oberste Geschosse) einschließlich der 
zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände 
nicht mitzurechnen. ( § 20 Abs. 3 BauNVO) 

2.2.2 Bei der Ermittlung der Geschoßfläche bleiben in allen Baugebietsteilen die Flä­
chen von Stellplätzen und Garagen in Vollgeschossen unberücksichtigt. ( § 21 a 
Abs. 4 Nr. 3 BauNVO) 

2.2.3 ln den Baugebietsteilen MI undGEEist die zulässige Geschoßfläche um die Flä­
chen notwendiger Garagen, die unter der Geländeoberfläche hergestellt werden, 
zu erhöhen. ( § 21 a Abs. 5 BauNVO) 
Die Erhöhung ist auf maximal 0,25 der zulässigen Geschoßfläche begrenzt. 

2.3 Höhe baulicher Anlagen ( HbA ) (§§ 16 und 18 BauNVO ) 
(siehe Eintrag im Lageplan bzw. in den überbaubaren Grundstückstlächen) 

. a) Trautl1öhen ( TH ) 

TH= Die Traufuöhe des Hauptbaukörpers bei Satteldächern darfmax. 
7,0 m über dem festgesetzten Gelände, gemessen zwischen dem 
Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut liegen. 

b) Firsthöhen ( FH) 

FH= Die Firsthöhe des Hauptbaukörpers bei Satteldächern darf maxi­
mal 11,00 m über dem testgesetzten Gelände liegen. 



c) Dachoberkanten ( OK) 

OK= Die Höhen der Dachoberkanten bei Flachdächern (ohne Attika) 
sind als Höchstmaß über dem festgesetzten Gelände festgelegt, 
gemessen zwischen dem Schnittpunkt Außenwand mit Dachhaut. 
(siehe Schemazeichnung) · 

a) 

b) 

c) 

Bei Pultdächern darf die Oberkante des Daches max: 
2,0 111 über der festgelegten Dachoberkante (OK) liegen. 
Eine Attika bis zu 1,0 111 über der festgesetzten Höhe 
(OK) ist zugelassen. 
Notwendige technische Aufbauten sind bis zu 3,0 m ober­
halb der testgesetzten Höhen OK zugelassen. ( ~ 16 Abs. 
6 BauNVO) 

Schemazeichnung -unmaßstiiblich 

ON max. 10' 

3. Bauweise ( ~ 9 Abs. l Nr. 2 BauGß, ~~ 22 ßauNVO) 
(entsprechend dem Planeinschrie!) in der Nutzungsschablone) 

o= 

~· == 

'· 

Es bedeuten: 
Ot1ene Bauweise(~ 22 Abs. 2 BauNVO) · 
Zulässig sind Gebäude mit seitlichem Gre11zabstand als Einzelhäuser, 
Doppelhäuser und Hausgruppen. 
Abweichende Bauweise(~ 2"2 Ahs. 4 BauNVO) 
Zulässig sind Gebäude mit seitlichem Grenzabstand ohne Längenbe­
schränkung. Bezüglich der seit'lichen Grenzabstä1ide (Abstandstlächen) 
gilt die ot1ene Bauweise. 

4. Stellung baulicher Anlagen ( ~ 9 Abs .. , Nr. 2 ßauGß ) 
Die im Lageplan zeichnerisch testgelegte Stellung baqlicher Anlagen 
(Firstrichtung) ist ftir den Hauptbaukörper maßgebend. 
Abweichungen sind ausnahmsweise zulässig, wenn sie städtebaulich begründet 
sind und sich in das Ortsbild eintugen. 



5. Überbaubare GrundstiicksOächen ( * 9 Abs. I Nr. 2 ßauGB, § 23 '13auNVO ) 
(entsprechend Festlegung im Lageplan) · · 
Die Gebäude sind innerhalb der Abgrenzungen der Baugrenzen zu erstellen. 
Eine Überschreitung der Baugrenzen um max. I ,50 m von untergeordneten 
Gebäudeteilen kann ausnahmsweise zugelassen werden. 
Gebäudeteile unterhalb der festgelegten Geländeoberfläche dürfen die Baugren­
zen überschreiten. 

6. Fllichen fiir Stellpliitze und Garagen ( * 9 Abs. I Nr. 4 BauGB, § 12 
BauNVO) 
Garagen und Stellplätze sowie Garagen unterhalb der Geländeobertläche sind 
generell zugelassen. Ausnahmsweise dürfen sie bis zu 1,00 m über die Gelände-

aberfläche hinausragen; wenn ihre Garagendecke begrünt ist. ( * 12 Abs. 6 
BauNYO) 

7. Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluß andet·ea- FHichen an die Verl<eht•sflii­
chen (§ 9 Abs. I Nr. 4, II und Abs. 6 BauGB) 
Entlang den Bereichen ohne Ein- und Ausfahrt sind Verkehrsanschlüsse fur 
Kraftfahrzeuge nicht zulässig. 

8. Verkehrsfliichen, sowie Verkehrsfliichen besondet·cr Zweckbestimmung 
( § 9 Abs. \ Nr. i I BauGB ) . 
(siehe Festlegung im Lageplan) 

8.1 Von der im Lageplan dargestellten Auf- bzw. Unterteilung der öffentlichen Ver­
kehrsflächen mit den dazugehörigen Maßen sowie von den ausgewiesenen 
Baumstandorten in den Verkehrsgrünflächen kann beim Straßenbau abgewichen 
werden, wenn dies mit den Grundzügen der Planung vereinbar ist. 

8.2 Mischverkehrst1ächen 
Die festgelegten Mischverkehrstlächen dienen dem Anlieger-, Fußgänger- und 
Radverkehr und können zur optischen Gliederung mit unterschiedlichen Belägen 
gestaltet werden. 

9. Mit Leitungsrechten zu bel:lstende FHichen ( § 9 Abs. I Nr. 21 BauGB) 
LR ;= Die ausgewiesenen Flächen fur Leitungsrechte dienen der Stadt Leonberg 

zur Einlegung und Haltung von Ver- und Entsorgungsleitungen und­
anlagen und sind entsprechend zu belasten. Das Recht darf auf Dritte 
übertragen·werden. 
Von der im Lageplan dargestellten Lage der Rechte darfbeim Leitungs­
recht in geringem Umtang abgewichen werden. · 



I 0. Fliichen fiir besonder·e Anlagen und Vorl{ehrungcn wm Schutz vor schädli­
chen Umwelteinwirkungen ( § 9 Abs. I Nr. 24 BauGB) 

Im Bebauungsplangebiet sind tlir die Baugebietsteile MI und WA die schalltech­
. nischenOrientierungswerte fiir die städtebauliche Planung (Beiblatt I zu DIN 18 
005 Teil I - Schallschutz im Städtebau) durch äußere Einwirkungen von Ver­
kehrslärm überschritten. 
Objektbezogene Schallschutzmaßnahmen sind z. BO. in Form von 
Lärmschutzfenstern vorzusehen, gegebenentalls auch in Verbindung mit einer 
Grundrißgestaltung, in dem.die Aufenthaltsräume und die schutzwürdigen 
Nutzungen zu den lärmabgewandten Gebäudeseiten zu orientieren sind. * . . . 

11. Fliichcn fiir· das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern sowie Bindungen für 
Bcpnanzungcn und fiir die Er·haltung von Bäumen, Stl'iiuchern und 
Gewässern(§ 9 Abs. I Nr. 25 BauGB) 

11.1 ~( § 9 Abs. I Nr. 25a BauGB) 

a) 

0 
Pflanzgebote fiir Einzelbäume 
Es sind standortgerechte, lieimisch~ Lf!ubbäume anzupflanzen :und zu 
unterhalten. Der Standort der Baumptlanzung darf gegenüber Öer Dar­
stellung im Lageplan um bis zu 2 m abweichen. 

P tlnnzJist e 

Acer platanoides - Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus - Bergahorn 
Fagus sylvatica- Rotbuche 
Fraxinus excelsior - Esche 
Juglans regia- Walnuß 
Prunus avium - Vogelkirsche 
Quercus robur- Stieleiche 
Tilia cordata - Winterlinde 

b) Pflanzgebote flir llächenhaüe Anpt1anzungen 

pfg= Die Flächen sind mit heimischen Obstbäumen und Sträuchern zu 
bepflanzen und so zu erhalten. 

ffianzliste. 
Sträucher (für die Hecke aus heimischen Gehölzen) 

Crataegus monogyna- Weißdorn 
Cornus sanguinea - Blutroter Hartriegel 
Corylus avellana - Haselnuß 
Ligustrum vulgare - Liguster 
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche 
Rosa canina - Hundsrose 
Sambucus nigra - Schwarzer Holunder 

· Viburnum opulus - Schneeball 



c) 12ru:llUe.gtüuuug: 
Im Bereich der Flachdächer (FD) und flach geneigten Dachflächen 
(Pultdächer - PD) sind mind. 50 %der Dachflächen auf ein.em kulturfii­
ltigen Substrat mit einer Schichtdicke von mindestens 0,15 m extensiv zu 
bcgriinen und so zu erhalten .. 

11.2 Ptlanzbindung ( § 9 Abs. I Nr. 2Sb BauGß ) 

12. 

Pflanzbindung fiir Einzelbäume . 
f:\ Die Ptlanzbindung flir Einzelbäume dient der Erhaltung der festgesetzten 
V Einzclbäume. · · · 

Cflaml.!iudllng_fiir..O.ä.~bailiL~ 
plb Die Ptlanzbindung dient der Erhaltung des vorhandenen Griinbestandes. 

Dieser ist zu erhalten und bei Abgang entsprechend zu erseizen. 

Fliichen fiit• Anfschiittungen, Abgrabungenund Stiitzmanel'll, soweit sie ZJII' 

Herstellung des Stn1ßenkörpers erfor•derlich sind (§ 9 Abs. I Ni'. 26 BauGB) 

12. I Böschungen und Stützmauem, die zum Ausgleich der Höhenunterschiede zwi­
schen den BaugrundstÜckenund den öflentlichen Verkehrstlächen erforderlich 
sind, können auf den Baugrundstücken angelegt werden und sind don zu dulden. 
Ist in der Planzeichnung nichts anderes festgesetzt, so gilt ein die ötlentlichen 
Verkehrsfhichen begleitender 2,00 ril breiter 'Grundstücksstreilen als Fläche fiir' 
Aufschüittingcn, Abgrabungen und Stützmauern zum Ausgleich topographischer 
Unebenheiten. 

I 2.2 ·Die Eigentümer der Gnrndstiicke dürfen zur Vcrkiirzu.ng der Straßenböschungen . 
·auf eigene Kosten Stützmauern (i111r in Sichtbeton. Mauerwerk oder. Holz) 
errichten, die nicht Bestaridteil der Verkehrsanlagen sind. Stlitzmauern·sind bis zu 
·einer Höhe von max. 1,0 m zulässig. · 

.. 
12.3 Stiitzfundamente, die zum Setzen von Rabauensteinen und Randsteinen zur · 

Abgrenzung 'zwischen öllcntlichen Verkehrsflächen un.d privaten Gnrndstücksliä­
chen erforderlich werden, sind auf den privaten Grundstücksflächen bis zu einer 
Breite von 0.50 m zu dulden.· · 

. 13. Nebenanlagen (§ 14 BauNVO) 
Nebenanlagen, sofern es sich um bauliche Anlagen handelt, die nicht der Ver­
und Entsorgung dienen, sind iri den nicht überbaubaren Gnmdstücksflächen nicht 

·zugelassen. 

·. 
,. 

. . 

. .. ~ 



II. BAlJOIU>NtJNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 
4 ßauGß, § 74 LBO) 

I. Dachgestnltung (§ 74 Abs. I Nr. I LBO) 

1.1 Dachform, Dachneigung 
(entsprechend ~intrag im Lageplan bzw. Nutzungsschablone) 

SD = Für die Hauptgebäude sind nur Satteldächer und versetzte Satteldächer 
mit der in der Nutzungsschablone eingetragenen Dachneigung zulässig. 
Ausnahmsweise können andere Dachformen auf Erkern, Vorbauten und 
untergeordneten Gebäudeteilen zugelassen werden. 

FD/PI> = Es sind nur Flachdächer sowie tlach geneigte Dachflächen mit einer 
maximalen Dachneigung bis I 0° zulässig. 
Die Dachfläche des obersten Geschosses lllllß an allen zurückgestaffelten 
Bereichen einen Dachvorsprung von mindestens 0,6 m erhalten. 
Die Gestaltung des obersten Geschossesund des Daches ist als Richtlinie 
in der Schemazeichnung dargestellt (siehe Textteil Nr. 1.2.3). Die Dach­
flächen sind entsprechend Textteil Nr. I.ll.l.c}- "Dachbegrünung" zu 
begrünen. 
Als Ausnahme können Sonderdachtonnen zugelassen werden. 

I hosses 
Das jeweils oberste Geschoß des Hauptbaukörpers ist um mindestens 
I ,2 m von den Außenseiten des darunterliegenden Geschosses zurückzu­
sta!Teln. 

1.2 Dachdcclwng 
Für die Dachdeckung bei Satteldächern sind nur Ziegel- und Betonelachsteine in 
naturrotem oder rotbraunen Farbton zugelassen. EineDachbegrünung ist zuge­
lassen, Die Installation von Systemen zur Gewinnung von Sonnenenergie ist 
zulässig. · 

2. Äußere Gest:tltung der Gebiiude (§ 74 Abs. I Nr. I LBO) 
Fassade~ 
Die Außenwände der Gebäude sind in hellen mit Erdfarben gebrochenen Tönen 
auszutuhren. Ausnahmsweise können Holzverkleidungen der Fassaden zugelas­
sen werden. 
Die Verkleidung der Außenflächen der Gebäude mit polierten und spiegelnden 
Materialien sowie die Verwendung glasierter Keramik und engobierter Spaltklin­
ker ist nicht zugelassen. 
Die Fassadengestaltung mit Glaselementen ist zugelassen. 

3. Werbeanlagen (§ 74 Abs. l Nr. 2 LBO) 
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung oder des Vertriebes zugelas­
sen. Siedürten nur an Wandt1ächen unterhalb der testgesetzten Trauthöhen bzw. 
unterhalb der festgesetzten Dachoberkanten (OK) angebracht oder erstellt wer­
den. 
Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht (Wechsel- un'd Lauflicht), 
Lichtwerbung in grellen Farben sowie Großflächenwerbung mit Schritthöi1en 
über 40 cm Höhe sind nicht zulässig. 
Beleuchtete Werbeanlagen sind in ihrer Leuchistärke so zu begrenzen, daß eine 
Gefahrdung der Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist. 
Einzeln au(gestellte Werbeanlagen sind bis zu einer Höhe der angrenzend testge­
legten Höhe TH bzw. OK zugelassen. 



4. Außenantennen (§ 74 Abs. I Nr. 4 LBO) 
Pro Gebäude ist nur eine Rundtunk- und nur eine Fernsehantenne bzw. Parabo­
lantenne zulässig. 

5. Niederspannungsfreileitungen (§ 74 Abs I Nr. 5 LBO) 
Niederspannungsfreileitungen sind nicht zugelassen. 

6. Höhenlage der Baugrundstücke 
Zur Vermeidung von überschüssigem Bodenaushub darf die Geländeoberfläche 
der Baugrundstücke ftir die Verwendung des Aushubmaterials bis zu einer Höhe 
von I ,00 m gegenüber dem natürlichen Gelände au(getlillt werden. Das aufge­
schüttete künftige Gelände ist an die Höhenlage der Nachbargrundstücke und die 
Verkehrsflächen mit flachen Böschqngen anzugleichen. 

IJI Kennze.ichnungcn ( § 9 Abs. 5 HauGB) 

I. Uirmimmissionen 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird als Fläche gekennzeichnet, bei 
deren Bebauung besondere Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen ( Lärmschutz) zu tretlen sind. 

·1v Hinweise· 

I. Wasserwirtschaft 
Bei Baumaßnahmen, die tieter reichen als die bisherigen Gründungen, ist eine 
hydrogeologische Erkundung durchzutlihren. 
Sotern durch neue Baumaßnahmei1 Grundwasser.erschlossen wird, ist zusätzlich 
zum Baugenehmigungsverfahren ein Wasserrechtsverfahrendurchzuflihren. 

2. Bodenschutz I Altlasten 

2.1 Bodenschutz 
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes 
(BodSchG), insbesondere auf§ 4 sowie auf das Merkblatt "Regelungen zum 
Schutz des Bodens" wird verwiesen. ln diesem Sinne gelten flir jegliche Bauvor­
haben die getrotlenen Regelungen zum Schutz des Bodens. 

2.2. Altlasten 
Bodenbelastungen sind nicht bekannt. Sollte dennoch bei Erdarbeiten belasteter 
Boden angetroffen werden, so ist unverzüglich das Landratsamt Böblingen zu 
benachrichtigen und die Arbeiten im betrollenen Bereich einzustellen. Auf das 
Merkblatt..,'Abfallwirtschaft und Altlasten" wird verwiesen. 
Sollte bei den· Aushubarbeiten organoleptisches Material angetrotlen werden, ist 
unverzüglich das Umweltschutzamt zu benachrichtigen. 
Die in der 3. und 4. Verwaltungsvorschrift zum Bodenschutz (VwV "Anorgani­
sche Schadstoffe" und VwV "Organische Schadstoffe") testgelegten Prüfwerte 
sind fur die unterschiedliche Nutzung (z. B. Kinderspieltlächen, Siedlungstlächen) 
einzuhalten. 



3. Enet'"giege,vinnung 
Aus Gründen der Umweltvorsorge sind regenerative Energiesysten1e erwünscht. 
Im Rahmen der Festsetzungen sind diese Anlagen zulässig. 

4. Denkmalschutz 
Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Bodenfunde entdeckt wer­
den. Diese sind unverzüglich dem Landesdenkmalamt oder der Gemeinde anzu­
zeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktages nach 
der Anzeige in unverändertem Zustand zu halten, insotern nicht die Denkmal­
schutzbehörde oder das Landesdenkmalamt mit einer Verkürzung der Frist ein­
verstanden ist. ( * 20 Denkmalschutzgesetz) 

5. Pflichten des Eigentiimers ( § 126 Abs. I BauGB ) 
Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für 
Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskör­
per sowie Kennzeichen und Hinweisschilder tlir Erschließungsanlagen auf seinem 

. Grundstück zu dulden. 

7. O•·dnungswidrigkeiten 
Verstöße gegen die örtlichen Bauvorschritten ( § 74 LBO) werden als Ord­
nungswidrigkeit nach * 75 Abs. 2 und 3 LBO behandelt. 

Ergänzung zu Ziff. 1.10. 

*Es muß durch .besondere bauliche Vorkehrungen gewährleistet sein, d~ß tlir 
Schlafräume em Innenschallpegel von 30 dB(A) und tlir Wohnräume em 
Innenschallpegel von 35 dB(A) nicht überschritten wird. Bezüglich der 
Einhaltung von Innenschallpegeln fur Büro-, Kommunikations-, Praxis- und 
sonstige Arbeitsräume wird aufdie VDI-Richtlinie 2719 hingewiesen. 


